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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 1 KR 90/12 B 
 
L 4 KR 44/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 15 KR 188/06 (SG Stade) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Dezember 2012 durch den 

Richter   Prof.  Dr.  H a u c k    als Vorsitzenden, die Richterin   Dr.  R o o s    und den  

Richter   Dr.  E s t e l m a n n    sowie den ehrenamtlichen Richter   B u n g a r t     

und die ehrenamtliche Richterin   R o t h - B l e c k w e h l   

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde des Klägers wird das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-

Bremen vom 26. März 2012 aufgehoben. 

 

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zu-

rückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren auf Restkos-

tenerstattung von 1456,56 Euro für die Versorgung mit Zahnersatz und funktionsanalytischen 

Maßnahmen bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat 

seine Berufung gegen den in erster Instanz ergangenen klageabweisenden Gerichtsbescheid 

wegen Versäumung der Berufungsfrist unter Versagung der Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand verworfen (Urteil vom 26.3.2012). 

 

Der Kläger rügt mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-Urteil 

die Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör. 

 

 

II 

 

Die zulässige Beschwerde des Klägers ist begründet. 

 

1. Das LSG-Urteil beruht auf einem Verfahrensfehler (Revisionszulassungsgrund des § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG), den der Kläger entsprechend den Anforderungen des § 160a Abs 2 S 3 SGG 

bezeichnet. Das LSG hat den Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 GG, 

Art 47 Abs 2 S 1 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art 6 Abs 1 Europäische 

Menschenrechtskonvention, § 62 SGG) verletzt, weil das Gericht am 26.3.2012 in der Sache 

entschieden hat, obwohl der Kläger annehmen durfte, eine instanzbeendende Entscheidung 

werde jedenfalls an diesem Tag nicht ergehen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Grundsätzlich 

bedarf es keines weiteren Vortrags zum "Beruhen" der angegriffenen Entscheidung auf dem 

Verfahrensfehler, wenn ein Beschwerdeführer behauptet, um sein Recht auf eine mündliche 

Verhandlung gebracht worden zu sein (vgl BSG SozR 4-1500 § 158 Nr 2 RdNr 4; BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 33 S 62). Wird einem Beteiligten zB ein vom Gericht anberaumter Verhand-

lungstermin nicht mitgeteilt oder nach Beweisaufnahme trotz nicht mehr wirksamer Verzichtser-

klärung ohne mündliche Verhandlung entschieden, reicht es wegen der besonderen Wertigkeit 

der mündlichen Verhandlung als Kernstück des sozialgerichtlichen Verfahrens vielmehr aus, 

dass eine andere Entscheidung nicht auszuschließen ist, wenn der Betroffene Gelegenheit ge-

habt hätte, in der mündlichen Verhandlung vorzutragen (BSGE 44, 292, 295 = SozR 1500 

§ 124 Nr 2; BSG Beschluss vom 17.2.2010 - B 1 KR 112/09 B - RdNr 5 mwN). Gleichermaßen 

wird einem Verfahrensbeteiligten das Recht auf mündliche Verhandlung versagt, wenn das 
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Gericht mündlich verhandelt und in der Sache abschließend entscheidet, obwohl der Beteiligte 

zuvor gemäß § 227 Abs 1 ZPO iVm § 202 SGG einen Terminverlegungsantrag gestellt und 

dafür erhebliche Gründe geltend gemacht hat. Das Gericht ist in einem derartigen Fall bei 

ordnungsgemäßem Vorgehen verpflichtet, den anberaumten Verhandlungstermin zu verlegen 

oder zu vertagen (BSG SozR 3-1750 § 227 Nr 1 S 2; BSG Beschluss vom 13.11.2008 - B 13 R 

303/07 B; BSG Beschluss vom 17.2.2010 - B 1 KR 112/09 B - RdNr 5; BSG Beschluss vom 

21.6.2011 - B 1 KR 144/10 B - RdNr 5). Auch dann reicht es aus, dass bei Anwesenheit des 

Verfahrensbeteiligten eine andere Entscheidung nicht auszuschließen ist (BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 33 S 62). So liegt es hier. 

 

Der unvertretene Kläger hatte erhebliche Gründe für seinen Antrag auf Terminverlegung 

geltend gemacht: Er hatte wegen Bedürftigkeit beim LSG hilfsweise beantragt, ihm Fahrkarten 

für die Hin- und Rückfahrt zum Termin zu gewähren. Das Gericht teilte ihm mit, ihm die Karten 

übersenden zu wollen, ohne dass sie ihn tatsächlich vor dem Termin erreichten. Am Vorabend 

des Termins erbat er deshalb per Fax vom Gericht Vertagung, um persönlich in der mündlichen 

Verhandlung zum Wiedereinsetzungsgrund der krankheitsbedingten Handlungsunfähigkeit und 

zur Sache vortragen zu können. Der Kläger legte damit zugleich dar, warum er sich nicht früher 

auf diesen Grund berufen konnte. In einem solchen Fall ist das Gericht verpflichtet, den Termin 

zu verlegen oder zu vertagen. Es ist ohne Belang, dass die entscheidenden Richter des LSG 

kein Verschulden trifft, weil ihnen der Vertagungsantrag nicht rechtzeitig vorgelegt worden ist. 

Es genügt, dass dieser Fehler in der Organisationsverantwortung des LSG liegt. Es kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass die Anhörung des Klägers in der mündlichen Verhandlung zu 

einer anderen rechtlichen Bewertung des Sachverhalts durch das LSG geführt hätte. 

 

2. Nach § 160a Abs 5 SGG kann das BSG in dem Beschluss über die Nichtzulassungsbe-

schwerde das angefochtene Urteil aufheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das LSG zurückverweisen, wenn die Voraussetzungen des § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG vorliegen, was - wie ausgeführt - hier der Fall ist. Der Senat macht von dieser Möglichkeit 

Gebrauch. 

 

3. Die Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens bleibt dem LSG vorbehalten. 

 

 

6 

7 

8 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

